
Aktenzeichen: 4 AZR 405/81 
Bundesarbeitsgericht 4. Senat

I. Arbeitsgericht Mannheim

II. Landesarbeitsgericht 
Baden-Württemberg 
(Mannheim)

Urteil vom 7. Dezember 1933
- 4 AZR 405/81 -
Urteil vom 19. Juni 1980
- 1 Ca 575/79 -
Urteil vom 14. Juli 1981
- 7 Sa 102/80 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Ja

Entscheidungsstichwort: Eingruppierung von Erstem Mitarbeiter
Gesetz: BAT 1975 §§ 22, 23j Anlage 1 a Teil II Abschn. J 

Unterabschn. II, VergGr. V c (Erste Mitarbeiter)

Leitsätze:

1. Ein Erster Mitarbeiter muß für die Abwicklung 
des gesamten Innendienstes der Betriebs- 
prüfungsstelle verantwortlich sein.

2. Erheben die Tarifvertragsparteien einen bestimmten 
Aufgabenbereich in der Art einer Dienstpostenbe­
zeichnung zum Tätigkeitsmerkmal einer Vergütungs­
gruppe, sind alle Einzeltätigkeiten dieses Auf­
gabenbereiches in einem Arbeitsvorgang ein­
heitlich zu bewerten«
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4 ftZR 405/81
7 5a 102/80 Baden-WUrttembarg 

(Mannheim)

Verkündet am 
7. Dezember 1983
Hauet,
RegierungshauptsekretSrin 
ale Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

PP.

bet der Vierte Senat dee Bundesarbeitsgerichte aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 7. Dezember 1983 durch den Ver­
sitzenden Richter Dr. Neumann, die Richter Dr. Feiler und 
Dr. Etzel sowie die ehrenamtlichen Richter Jansen und Leh­
mann für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Baden-Württem­
berg vom 14. Juli 1981 - 7 Sa 102/80 - wird 
auf Kosten der Klägerin zurückgewiesen.
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Tatbestand:

Die Klägerin steht seit dem 2. Mai 1967 ln den Dien­
sten des beklagten Landes und ist beim Finanzamt H 
als Angestellte beschäftigt. Die Parteien haben im schrift­
lichen Arbeitsvertreg die Anwendung des Qundee-Angestell- 
tentarifvertrags (BAT) auf das Arbeitsverhältnis vereinbart. 
Die Klägerin erhält Vergütung nach VergGr. VI b BAT.

Ab 1974 wurde die Klägerin als alleinige Mitarbeite­
rin der Geschäftsstelle für dis Abwicklung des gesamten In­
nendienstes der Betriebsprüfungsstellen eingesetzt. Nach 
dem Geschäftsverteilungsplan vom 1. Januar 1979 betreut der 
Innendienst der Hauptsteile "Betriebsprüfer" die Sachgebie­
te X mit neun AuBenprüfern, XI mit zwölf Außenprüfern und 
XII mit ebenfalls zwölf AußenPrüfern. Drei dieser AußenPrü­
fer waren im ersten Halbjahr 1979 "in Einarbeitung" und noch 
nicht förmlich zu Betriebsprüfern bestellt. Seit Februar 
1979 ist in der Geschäftsstelle der Klägerin neben ihr ein 
Beamter des mittleren Dienstes tätig.

Mit Schreiben vom 13. März 1979 hat die Klägerin ge­
genüber dem Land Vergütung nach VergGr. V c BAT für die Zeit 
ab 1. Januar 1979 geltend gemacht. Dies ist auch ihr Kla­
geziel ,

Die Klägerin hat vorgetragen, sie erfülle die Merkma­
le der VergGr. V c Fallgruppe 5 des Teile II Abschnitt J 
Unterabschnitt II der Anlage 1 a zum BAT. Die vcn ihr 
verwaltete Geschäftsstelle betreue mehr sie 30 Betriebs-, 
prüfer, wie es die bis 30. Juni 1979 geltenden tariflichen 
Bestimmungen erforderten. Hierzu zählten auch dia Batriebs- 
prüfer "in Einarbeitung", da diese - ebenso wie dis ausdrück­
lich zu Betriebsprüfern bestellten Mitarbeiter - zusätzli­
che Arbeit für die GeechäftBstellB verursachten. Zudem er­
forderten die tariflichen Vorachriften ab 1. Juli 1979 nur 
noch die Betreuung von mehr als 25 Betriebaprüfern. Ab 1.
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Juli 1979 sei sie such als Erste Mitarbeiterin im tarifli­
chen Sinne anzusehen. Schließlich habe das Land gegen Treu 
und Glauben verstoßen, wenn es durch den Einsatz eines wei­
teren Mitarbeiters in der Geschäftsstelle verhindert habe, 
daß die Klägerin das tarifliche Tätigkeitsmerkmal "allei­
nige Mitarbeiterin" beibehalten habe.

Die Klägerin hat demgemäß beantragt

featzustellen, daß die Klägerin 
mit Wirkung vom 1, Januar 1979 
in VergGr, V c der Anlage 1 a 
zum BAT Teil II J - Angestellte 
in den Steuerverwaltungen - ein­
gruppiert und ihre Tätigkeit 
dementsprechend zu vergüten ist.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen.
Es hat vorgetragen, als Betriebsprüfer im Sinne der Tarif­
norm könne nur der Angestellte angesehen werden, der bei 
Vorliegen der persönlichen Eignungsbedingungen eine sechs­
monatige Einarbeitung absolviert habe und zum Betriebsprü­
fer ausdrücklich bestellt eei. Dies entspreche der Setriebs- 
prüfungsordnung. Die TarifVertragsparteien hätten sich in- 
soweit eines für die Finanzverwaltung typischen Begriffs 
bedient, ao daß auch auf dessen spezielle Bedeutung zurück­
gegriffen werden müsse. Dementsprechend könnten die Betriebs- 
Prüfer in Einarbeitung auch bei der Feststellung der Zahl 
dar BetriebsprUfer nicht mitgerechnet werden. Im übrigen 
belasteten sie die Geschäftsstelle nicht in gleicher Wei­
se wie die förmlich bestellten Betriebsprüfer, weil sie erst 
im letzten Drittel der Ausbildung drei Betriebe selbstän­
dig zu prüfen und Berichte zu erstellen hätten. Ein Betriebs- 
Prüfer habe hingegen in einem halben Jahr fünf Großbetrie­
be oder zehn Mittelbetriebe oder 25 Kleinbetriebe zu prü­
fen. Der zusätzliche Einsatz eines weiteren Mitarbeiters 
in der Geschäftsstelle der Klägerin sei insbesondere wegen 
des gestiegenen Arbeitsanfalls dienstlich notwendig gewe-
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Das Arbeitsgericht hat die KlagB abgerissen, Dae Lan­
desarbeitsgericht hat die Berufung der Klägerin zurückge­
wiesen,

Hit der vom LHndesarbeitsgerieht zugelassenen Revision 
verfolgt die Klägerin ihren Klageantrsg weiter; sie hat die­
sen aber in der Reviaionsbegründungaachrift auf die Zeit 
ab 1. Juli 1979 beschränkt. In der mündlichen Verhandlung 
vor dem Senat hat die Klägerin hierzu erklärt, dies beru­
he auf einem offensichtlichen Versehen; in Wahrheit verfol­
ge sie ihren Klageantrag für die Zeit ab 1. Januar 1979 wei­
ter. Daa beklagte Land beantragt Zurückweisung der Revision.

Entscheidungsgründe:

Die Revision ist unbegründet. Die Vorinstanzen haben 
die Klage im Ergebnis mit Recht abgewieaen. Der Klägerin 
steht für die Zeit ab 1. Januar 1979 keine Vergütung nach 
VergGr. V c BAI zu.

Hit ihrem Revieionsantrag hat die Klägerin den Klage­
zeitraum auf die Zeit ab 1. Juli 1979 beschränkt, ao daß 
die Klageforderung nur noch in diesem Umfang in der Revi- 
aionsinetanz anhängig ist. Der Antrag der Klägerin in der 
mündlichen Verhandlung vor dem Senat, die von der Klägerin 
erstrebte Feststellung auf den ursprünglichen Klagezeitraum 
ab 1. Januar 1979 zu erstrecken, iet unzulässig, weil die­
ser Antrag nach Ablauf der Revialonebegründungafriat und 
damit verspätet gestellt werden ist (vgl. § 594 Abs, 5 Nr.
1 ZPO). Der Auffassung der Klägerin, bei der Beschränkung 
des Klageantrags auf die Zeit ab 1. Juli 1979 in der Revi- 
sionebegründungsechrift handele es sich um ein offensicht­
liches Versehen, kann nicht gefolgt werden. Aua der Revi- 
sionabegründung ergibt sich nämlich nicht mit der erforder­
lichen Eindeutigkeit, daß die Klägerin Vergütung für die 
Zeit ab 1, Januar 1979 begehrt.
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Durch die Beschränkung des Revisionsantrags entsteht 
der Klägerin allerdings kein fortwirkendar Rechtenaehteil. 
Denn wenn sie in der Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni 1979 
die Tätigkeitamerkmale der VergGr. V c .BAT erfüllte, behält 
sia diese Vergütung, selbst wenn das beklagte Land ihr ab 
1. Juli 1979 geringerwertige Tätigkeiten zugewiesen haben 
sollte, da das Land dann insoweit sein Direktionsrecht über­
schritten hätte. Demgemäß ist auch für das Klagebagehren 
ab 1. Juli 1979 zunächst zu prüfen, ob die Klägerin schon 
in der Zeit vom 1, Januar bis 30. Juni 1979 die Tätigkeita- 
merkmale der VergGr. V c BAT erfüllte, wie sie im einzel­
nen dargelegt hat.

Auf das Arbeiteverhältnie der Parteien findet kraft 
einzelvertraglicher Vereinbarung der BAT als Vertragsrecht 
Anwendung. Daher kommt es für das Klagebegehren darauf an, 
ob im Klagezeitraum die Hälfte der Arbeitszeit der Kläge­
rin ausfüllende Arbeitsvorgänge den Tätigkeitsmerkmalen der 
VergGr. V c BAT entsprechen (§ 22 Abs. 2 Unteraba. 2 Satz 
1 BAT). Unter Arbeitsvorgang ist hierbei eine unter Hinzu­
rechnung der Zusammenhangstätigkeitan und bei Berücksich­
tigung einer sinnvollen, vernünftigen Verweltungeübung nach 
tatsächlichen Gesichtspunkten abgrenzbare und rechtlich selb­
ständig zu bewertende Arbeitseinheit der zu einem bestimm­
ten Arbeitsergebnis führenden Tätigkeit eines Angestellten 
zu verstehen (vgl, BAG Urteil vom 23. Februar 1983 - 4 AZR 
222/BO -, zur VsrÖffentlichung vorgesehen, mit weiteren Nach­
weisen) .

Dia Vorinstanzen machen zur Frage des Arbeitsvorgangs 
keine Ausführungen. Das ist aber unschädlich, da der Senat 
die Arbeitsvorgänge der Klägerin selbst bestimmen kann (vgl. 
BAG Urteil vom 1. September 1982 - 4 AZR 1134/79 -, zur Ver­
öffentlichung in der Fachpresse vorgesehen, mit weiteren 
Nachweisen). Da nach dem Sachvortrag beider Parteien für 
die Eingruppierung der Klägerin in VergGr. V c BAT nur die
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Fallgruppe 5 der VergGr, V c des Teils II Abschnitt J Un­
terabschnitt II der Anlage 1 a zum BAT in Betracht kommt, 
handelt es sich bei der Tätigkeit der Klägerin insoweit um 
einen einzigen Arbeitsvorgang. Wenn die Tarifvertragapar- 
teien einen bestimmten Aufgabenbereich - wie vorliegend die 
verantwortliche Abwicklung des gesamten Innendienstes Be- 
triebsprUfungeetellen - in der Art einer DienstpostBnbeschrei- 
bung zum selbständigen Tätigkeitsmerkmal einer Vergütungs­
gruppe erheben, schreiben sie damit zugleich zwingend vor, 
daß alle Einzeltätigkeitsn, dis zu diesem Aufgabenbereich 
gehören, einheitlich zu bewerten sind, sofern sie nicht be­
sonders qualifizierten Einzeltätigkeiten des Aufgabenbereichs 
einer anderen Vergütungsgruppe zugeordnet sind. Dann aber 
ist es geboten, die tariflich nicht besonders bewerteten 
Einzeltätigkeiten zu einem Arbeitsvorgang zusammenzufassen; 
nur so ist eine einheitliche Bewertung gewährleistet und 
möglich, Arbeitsergebnis 1st in diesen Fällen stete die Er­
füllung der durch den Aufgabenbereich umschriebenen Aufga­
be, Alle Elnzeltätigkaiten des Aufgabenbereichs sind die­
ser Aufgabe zumindest ala Zuaammenhangstätigkeit zugeord­
net (BAG Urteil vom 25. März 19B1 - 4 AZR 1D26/70 AP Nr.
43 zu 5§ 22, 23 BAT 1975). Somit kommt es letztlich auf den 
Zuschnitt von Arbeitsvorgängen überhaupt nicht an, so das 
die Vorinstan2en diese frage mit Recht unerörtsrt lassen 
konnten. Mitarbeiter im 5inne der angeführten VergGr, V c 
Fallgruppe 5 BAT haben mit dieser Tätigkeit nur einen Ar­
beitsvorgang zu erledigen.

Für die von der Klägerin begehrte Eingruppierung in 
VergGr. V c BAT kommen danach für die Zeit vor dem 1. Ju­
li 1979 nur folgende Tätigkeitemerkmale der VergGr. V c Fall­
gruppe 5 des Teils II Abschnitt J Unterabschnitt II der An­
lage 1 a zum BAT in Betracht:

"Erste oder alleinige Mitarbeiter, 
die für die Abwicklung des gesamten 
Innendienstes der Batriebsprüfungs-
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stellen mit mehr als 30 Betriebaprü- 
fern oder der Steuerfahndungsatellen 
mit mehr als 2G Steuerfahndern ver­
antwortlich sind."

Entgegen der Auffassung der Klägerin erfüllt sie die­
ses Tätigkeitamerkmal schon deshalb nicht, weil in den ih­
rer Geschäftsstelle zugeteilten Betriebsprüfungestellen nicht 
mehr als JO Betriebsprüfer tätig waren. Von den dort ins­
gesamt tätigen 33 Betriebsprüfern waren drei Betriebsprü­
fer noch "in Einarbeitung". Diese Angestellten können für 
die Feststellung der Zahl der Betrisbsprüfer nicht berück­
sichtigt werden, da sie keins Betriebeprüfer im Sinne der 
Tarifhorm sind. Das ergibt sich aus dem für die Tarifaus­
legung maßgebenden Wortlaut und Gesamtzusammenhang der ta­
riflichen Regelung (vgl. BAG 10, 278 = AP Nr. 117 zu § 1 
TUG Auslegung). Die Tarifvertragsparteien haben im Teil 11 
Abschnitt J Unterabschnitt II der Anlage 1 a zum BAT für 
Betrisbsprüfer einerseits und Angestellte während der Ein­
arbeitungszeit für den Betriebsprüfungsdienet andererseits 
spezielle tarifliche Eingruppierungsmerkmale geschaffen.
Wenn sie insoweit zwischen Setriebsprüfern einerseits und 
Angestellten während der Einarbeitungszeit für den Betriebs- 
prüfungsdienst andererseits unterscheiden, bringen eie da­
mit zum Ausdruck, daß sie Angestellte während der Einarbei- 
tungszeit für den Betriebsprüfungsdienst nicht zu den Be­
triebsprüfern zählen. Dann aber können mangels gegenteili­
ger Anhaltspunkte im Tarifvertrag auch zu den Betriebeprü- 
farn im 5inne der VergGr. V c Fallgrupps 5 BAT keine Betriabs- 
prüfer während der Einarbeitungszeit gezahlt werden. Diea 
steht im Einklang mit dem Erlaß zur Betriebsprüfungsordnung 
(StauBr) (BStBl. 1966 II S. 12 bis 25), der für die Verwen­
dung von Beamten oder Verwaltungsangestellten als Betriebe- 
prüfer u. a. eine eechemonatige Einarbeitung im Betrieba- 
prüfungsdienst voraussetzt (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 sowie § 6 Abs.
1 Nr. 3 des Erlasses), Es liegt nahe, daß die Tarifvertrags- 
Parteien bei den Tätigkeitsmerkmalen der VergGr. V c Fall-
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gruppe 5 BAT sn diese verwaltungsrechtliche Regelung anknüp­
fen wollten. Ob und Inwieweit die Geschäftsstelle durch An­
gestellte während der Einarbeitungszeit für den Betriebs- 
prüfungsdienst mehr belastet wird, ist danach entgegen der 
Auffassung der Klägerin nach der tariflichen Regelung nicht 
maßgebend,

Für die Zeit ab 1, Juli 1979 ist für die Vergütung nach 
VergGr. V c fallgruppe 5 BAT bei im Übrigen gleichen Tätig- 
keitsmerkmalen nur noch erforderlich, daß in den Betriebs­
prüfungsetellen mehr als 25 Betriebsprüfer tätig sind. DaB 
trifft für die von der Klägerin betreuten Betriebsprüfunga- 
stellen zu. Daher kommt es für die Zeit ab 1. Juli 1979 dar­
auf an, ob dis Klägerin in ihrer Geschäftsstelle Erste oder 
alleinige Mitarbeiterin im tariflichen Sinne war. Alleini­
ge Mitarbeiterin war sie unstreitig nicht, da neben ihr ein 
Beamter des mittleren Dienstes (Harr K ) ln der Geschäfts­
stelle seit Februar 1979 tätig ist.

Die Klägerin war ab 1. Juli 1979 auch nicht Erste Mit­
arbeiterin in der Geschäftsstelle. Hierbei kann allerdings 
entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts für die 
Auslegung des Begriffs "Erste Mitarbeiterin" nicht auf die 
Klemmerdefinition zur VergGr, VI b Fallgruppe 5 des Teils 
11 Abschnitt J Unterabschnitt II der Anlage 1 a zum BAT zu­
rückgegriffen werden, die wie folgt lautet:

"Erste Mitarbeiter sind die in Ar­
beitsgebieten mit mehr als einem 
Mitarbeiter ausdrücklich als sol­
che bestellten Mitarbeiter."

Dieser Klammerzusatz bezieht sich nur auf die VergGr,
VI b Fallgruppe 3 BAT und soll ersichtlich den Begriff das 
Ersten Mitarbeiters im Sinne dieser Fallgruppe erläutern.
Die Tarifvartragsparteien verwenden aber den Begriff des 
Ersten Mitarbaiters noch in verschiedenen anderen Fallgrup-
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pen des Teils 11 Abschnitt J Unterabschnitt II der Anlage 
1 a zum BAT, ohne insoweit einen Klammerzusetz bezüglich 
des Ersten Mitarbeiters hinzuzufügen. Daraus muß gefolgert 
werden, daß in dieeen anderen Fallgruppen der Klammerzusatz 
der VergGr. VI b Fallgruppe 3 SAT nicht gelten soll. Hät­
ten die Tarifvertragsparteien diesen Klammerzusatz für al­
le Angestellten, die als Erste Mitarbeiter beschäftigt Ver­
den, verwenden vollen, hätte es nahegelegen, die Umschrei­
bung des Ersten Mitarbeiters in einer Protokollnotiz fest- 
zulegen und auf diese Protokollnoti2 in den einzelnen Fall­
gruppen zu verweisen, wie die Tarifvertragsparteien z. B, 
beim leitenden Konzernprüf er in der Pretokollnotiz Mr. 1 
verfahren sind.

Nach Wortlaut und Sinn der Tarifnorm ist der Erste Mit­
arbeiter durch die Beschreibung der Tätigkeit in der VergGr.
U e Fallgruppe 5 BAT ausreichend gekennzeichnet. Danach sind 
diejenigen Mitarbeiter, die für die Abwicklung des gesam­
ten Innendienstes der Betriebsprüfungsstellen verantwort­
lich und insoweit keinem anderen Mitarbeiter unterstellt 
sind, als "Erste Mitarbeiter" anzusehen, Diese Vorausset­
zungen erfüllt die Klägerin nicht. Erforderlich ist nämlich 
die Verantwortung für den gesamten Innendienst. Diese Ver­
antwortung können zwar auch mehrere Mitarbeiter tragen und 
damit das Merkmal des "Ersten Mitarbeiters" erfüllen; aber 
auch dies trifft für die Klägerin nicht zu. Dem so umschrie­
benen Begriff des "Ersten Mitarbeiters" entspricht auch der 
von den Tarifvertragsparteien in anderem Zusammenhang ver­
wendete Begriff der "Ersten Lehrkraft" im Sinne der VergGr.
IV b Fallgruppe 14 des Teils II Abschnitt D der Anlage 1 a 
zum BAT. Zu dieser Fallgruppe hat der 5enat entschieden, 
daß Erste Lehrkräfte nur diejenigen Angestellten sein kön­
nen, denen Leitungaaufgaben für dis gesamte Lehranstalt über­
tragen sind und Leitungsaufgaben in einzelnen Abteilungen 
gder Fachrichtungen hierfür nicht ausreichen (BAG Urteil 
vom 24. Februar 1902 - 4 AZR 387/79 - AP Nr. 58 zu §§ 22,
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23 BAT 1975). Im vorliegenden Fall ist unstreitig, daß die 
Arbeit des Innendienstes zwischen der Klägerin und dem Be­
amten K eufgeteilt ist, wie insbesondere der Zeuge Kr
bestätigt hat, wobei jeder der beiden Mitarbeiter Tür sei­
ne Arbeit die Verantwortung trägt. Damit trägt die Kläge­
rin zumindest Beit 1, Juli 1979 nicht mehr die Verantwor­
tung für die Abwicklung des gesamten Innendienstes.

Wenn die Klägerin demgegenüber einwendet, sie habe den 
Mitarbeiter K zunächst mehrere Monate einarbeiten müs­
sen und habe insoweit nach wie vor die Verantwortung für 
dis Abwicklung des gesamten Innendienstes getragen, hat sie 
diese Behauptung jedoch darauf beschränkt, daB die Einar- 
beitungazeit "zumindest bis zum Juni 1979" reichte. Für die 
Zeit ab 1, Juli 1979 hat sie eine Einarbeitung des Mitar­
beiters K nicht substantiiert behauptet, so daß jeden­
falls für die Zeit ab 1. Juli 1979 von einer Arbeitsteilung 
zwischen der Klägerin und K auszugehen ist. Damit war 
die Klägerin am 1. Juli 1979 nicht Erste Mitarbeiterin im 
Sinne der VergGr, V c Fallgruppe 5 BAT.

Entgegen dar Auffassung der Klägerin ist kein Anhalts­
punkt dafür ersichtlich, daß das Land in einer gegen Treu 
und Glauben verstoßenden Weise verhindert hat, daß die Klä­
gerin die tariflichen Merkmale der VergGr. V c Fallgruppe 
5 BAT erfüllte. Es kann hierbei davon ausgegangen werden, 
daß die Klägerin bis Februar 1979 als alleinige Mitarbei­
terin für die Abwicklung dee gesamten Innendienstes der Be- 
triebeprüfungeatellan verantwortlich war. Damit hatte sie 
aber keinen Anepruch darauf erwerben, daß sie alleinige Mit­
arbeiterin blieb, wie die Revision meint. Da die Klägerin 
bie 1. Juli 1979 nicht die Tätigkeitsmerkmale der VergGr.
V c Fallgruppe 5 BAT erfüllte, blieb es dem beklagten Land 
überlassen, durch Umorganisation der Klägerin einen weite­
ren Mitarbeiter zur 5elte zu stellen. Hierfür gab es nach
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den von der Revision mit Verfahren artigen nicht angegriffe­
nen Feststellungen dea Landesarbeitegerichts auch einen sach­
lichen Grund, weil der Arbeitsumfang und die Anforderungen 
an diB Arbeitaqualität in der Geschäftsstelle der Klägerin 
gestiegen waren. Kenn die Klägerin dadurch am 1. Juli 1979 
die Tätigkeitsmerkmale der VergGr. V o Fallgruppe 5 BAT nicht 
erreichen konnte, ist das Verhalten des Landes deshalb nicht 
rechtamißbräuchlich, Bei der Zuweisung des Mitarbeiters K 
war die VergGr. V c Fallgruppe 5 BAT in der ab 1. Juli 1979 
geltenden Fassung noch nicht in Kraft, so daß durch diese 
Zuweisung die Tätigkeit der Klägerin nicht tariflich gerin­
ger bauertet wurde. Das Tätigkeitsmerkmal "alleinige Mit­
arbeiterin für die Abwicklung des gesamten Innendienstes 
der Betriebsprüfungsetellen mit mehr als 25 Betriebaprüfsrn" 
gab es im Februar 1979 noch nicht. Das übersieht die Revi­
sion .

Die Klägerin hat gemäß § 97 Abs. 1 ZPO die Kosten ih­
rer erfolglosen Revision zu tragen.

Dr. Neumann Dr. Feiler Dr. Etzel

Jansen Lehmann
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